
Die Energie- und
Wasserversorgung
sindAufgabender
Daseinsvorsorge,
die nicht allein
demMarkt über-
lassen werden
dürfen–dennder
Markt istblindfür
soziale Belange.

Leistungen der Daseinsvorsorgemüssen
den Bürgerinnen und Bürgern zu ange-
messenen Preisen in hoher Qualität zur
Verfügungstehen.Dieszugewährleisten
ist Aufgabe der Städte und Gemeinden.

Angesichts der voranschreitenden Libe-
ralisierung fast aller Lebensbereiche
durch die europäische und nationale
Politik wird immer klarer, dass der voll-
ständige Verkauf des städtischen Un-
ternehmens der Energie- und Wasser-
versorgung, den NWS,eine falsche poli-
tische Entscheidung war. Dieser Fehler
musskorrigiertwerden.

Wir Sozialdemokraten in Stuttgart ak-
zeptierenfürdieZukunftnichtmehr,dass
die Landeshauptstadt als einzige Groß-
stadt in Deutschland letztlich keinerlei
Einfluss darauf hat, wer unsere Wasser-,
Gas-undStromversorgungbetreibt.

Wir sind froh,dass andere Städte ähnlich
denken: So hat die französische Haupt-
stadt Paris ihre privatisierte Wasserver-
sorgung wieder in die eigene Hand ge-
nommen. Unsere Nachbarstadt Esslin-
genprüftdenRückkaufder„versilberten“
Netze der Energieversorgung. Auch der
Präsident des Städtetags Baden-Würt-
temberg, Oberbürgermeister Ivo Gönner
(Ulm), spricht sich für die Stärkung von
StadtwerkenausundempfiehltKommu-
nen die Energie- und Wasserversorgung
indieeigeneHandzunehmen.

Zur Wiederherstellung des Einflusses
der Landeshauptstadt auf die Energie-
undWasserversorgung wollen wir, dass
die Stadt ihre verkauften Anteile an der
Bodensee-undLandeswasserversorgung
zurückerwirbt.

Im Jahre 2013 werden die Konzessionen
zum Betrieb der Energie- und Wasser-
netzeinStuttgartneuvergeben.Esistda-
vonauszugehen,dassdafür eineeuropa-
weite Ausschreibung erforderlich ist.
Diese ist von uns nicht gewollt und kann
vermieden werden, wenn die Landes-
hauptstadt das EigentumandenNetzen
fürWasser,StromundGas vonder EnBW
erwirbt.

Im Zusammenhang mit einem Rückkauf
muss ferner entschieden werden, ob die
Energie- undWassernetze durch ein neu
zu gründendes Stadtwerk, oder nach
Ausschreibungder Betreiberaufgabeun-
ter strengen Qualitätsbedingungen wei-
terhin durch die EnBW oder durch einen
Drittenbetriebenwerdensollen.

ManfredKanzleiter
Fraktionsvorsitzender

Energie- undWasserversorgung
Verantwortung zurück in städtische Hand

Die Stadt Stuttgart hat 2002 ihre
Wasserversorgungsanlagen an die

EnBWverkauft.
Wenn nach dem Ende des Konzessions-
vertrages mit der EnBW zur Trinkwas-
serversorgung im Jahr 2013 erneut eine
Konzession erteilt werden soll, unter-
liegt dies zwar nicht der EG-Vergabe-
rechtrichtlinie für öffentliche Aufträge,
es sind aber die EG-Grundsätze der
Gleichbehandlung,Nichtdiskriminierung
und Transparenz in einem europawei-
ten Ausschreibungsverfahren zu beach-
ten. Wird hiergegen verstoßen, führt
dieszurNichtigkeit desVertrages.

Im neuen Konzessionsvertrag sind an-
gemessene Rückübertragungsregeln,
Mitbestimmungsrechte der Stadt für
Ausbau-, Sanierungs- und Erhaltungs-
maßnahmen sowie Kontrollrechte zu
regeln. Problematisch ist, ob nach heu-
tiger Rechtslage ein solcher Anspruch
derStadt Stuttgart gegendieEnBWauf
Rückkauf der Versorgungsanlagen be-
steht. Von OB Schuster wird dies ver-
neint.
Will man die Rechtsfolge der Ausschrei-
bungspflicht vermeiden, bleibt nur die
Möglichkeit eines Rückkaufs der Versor-
gungsanlagen und die Aufgabenerfül-
lungdurcheinenEigenbetrieboder eine
von der Stadt beherrschte Eigengesell-
schaft (z.B. eine GmbH). Im Wege der
Ausschreibung nach der EG-Richtlinie
für öffentliche Aufträge könnte dann
auch ein Privater als Betriebsführer/Be-
treiber eingesetzt werden. Auch die
Gründungund Auftragserteilung an ein
gemischtwirtschaftliches Unternehmen
wäre nach dem EG-Vergaberegime aus-
schreibungspflichtig und könnte nicht
freihändigerfolgen.

Dr. Gerald G. Sander · Rechtsanwalt

Die Zukunft derWasser-
versorgung in Stuttgart

ManfredKanzleiter

KlareSache-WirwollendenRückerwerbderverkauften
AnteileanderBodensee-u.Landeswasserversorgung!
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Liebe Stuttgarterinnen und Stuttgarter

Ihre Ansprechpartner in der SPD-Gemeinderatsfraktion:
ManfredKanzleiter

Fraktionsvorsitzender
Mühlhausen ·Münster
Telefon:07 11/2162503
E-Mail:manfred.kanzleiter@stuttgart.de

MonikaWüst
StellvertretendeFraktionsvorsitzende
Stuttgart-Ost
Telefon:07 11/244491
E-Mail:monika.wuest@stuttgart.de

AnnetteSawade
StellvertretendeFraktionsvorsitzende
Sillenbuch ·Heumaden ·Riedenberg
Telefon:07 11/4781 19
E-Mail:annette.sawade@stuttgart.de

RobertBaumstark
Feuerbach ·Weilimdorf
Telefon/Telefax:07 11/855255
E-Mail:robert.baumstark@stuttgart.de

Dr.RoswithaBlind
Möhringen ·Vaihingen ·Rohr
Telefon:07 11/9974887
E-Mail:roswitha.blind@stuttgart.de

ErgunCan
Degerloch
Telefon:07 11/7657435
E-Mail:ergun.can@stuttgart.de

MaritaGröger
BadCannstatt
Telefon/Telefax:07 11/526671
E-Mail:marita.groeger@stuttgart.de

JürgenGuckenberger
Stuttgart-Mitte ·Stuttgart-West
Telefon:07 11/61 1224
E-Mail:juergen.guckenberger@stuttgart.de

Dr.MariaHackl
Birkach ·Plieningen
Telefon:07 11/7655452
E-Mail:Maria.Hackl@stuttgart.de

Prof.Dr.RainerKußmaul
Hedelfingen ·Rohracker ·Wangen
Telefon/Telefax:07 11/442883
E-Mail:rainer.kussmaul@stuttgart.de

UdoLutz
Stuttgart-Süd ·Kaltental ·Botnang
Telefon:07 11/603352
E-Mail:udo.lutz@stuttgart.de

AndreasReißig
Obertürkheim·Uhlbach
Untertürkheim·Luginsland
Telefon:07 11/335891
E-Mail:andreas.reissig@stuttgart.de

RobertThurner
Stuttgart-Nord ·Stammheim
Telefon/Telefax:07 11/2482745
E-Mail:robert.thurner@stuttgart.de

ArianeZürn
Zuffenhausen ·Rot
Telefon:07 11/8494461
E-Mail:ariane.zuern@stuttgart

Regelmäßige Umfragen belegen,
dass sich die Bürgerinnen und Bür-

ger in Stuttgart wohl fühlen. Dafür ver-
antwortlich sind u.a. die schöne Land-
schaft sowie das reichhaltige Angebot
fürBildung,Kultur,FreizeitundSport.Vor
allem tragen viele gute Arbeitsplätze
undeinegut funktionierende Infrastruk-
turzurZufriedenheitbei.

Stuttgarts Bürgerinnen und Bürger
schätzen das Leben in ihren Stadtteilen
und identifizieren sich mit ihnen.Wir So-
zialdemokraten setzen uns deshalb für
eingutesWohnumfeld,dieSicherungder
Nahversorgung und gute Bedingungen
für das Engagement derVereine und Or-

ganisationen ein. Zu den Kernaufgaben
der Kommunalpolitik gehört auch die
Stärkung der demokratischen Mitwir-
kungsmöglichkeiten der Bezirksbeiräte.
Über deren direkte Wahl durch die Bür-
gerschaftwollenwirindennächstenJah-
rendiskutierenundentscheiden.
AlsKommunalpolitiker ringenwir täglich
umdieweitereVerbesserungderLebens-
verhältnisse. In diesem Informations-
blatt sprechen wir einigeThemen an,die
unswichtig sind.BildungundBetreuung
sindSchwerpunkteunsererArbeit imGe-
meinderat. Es ist zahlreichen Initiativen
der SPD- Gemeinderatsfraktion zu ver-
danken,dassdieBetreuungssituationfür
unsereKinderdeutlichverbessertwurde.

Dennoch ist hier in den nächsten Jahren
nochvielzutun.
Ihre Anliegen sind bei uns in guten Hän-
den. Scheuen Sie nicht mit uns Kontakt
aufzunehmen. Sagen Sie uns bereits
heutebitte IhreMeinungzurZukunftun-
sererEnergie-undWasserversorgung.Ein
großer Rücklauf der beigefügten Post-
karte erleichtert uns diese zu erkennen.
Die SPD-Fraktion wünscht Ihnen frohe
Feiertage und alles Gute für das Jahr
2009.

IhrManfredKanzleiter
Fraktionsvorsitzender

HintereReihe:Dr.RainerKußmaul ·RobertBaumstark
AndreasReißig · JürgenGuckenberger
MittlereReihe:MonikaWüst ·ManfredKanzleiter
ErgunCan ·ArianeZürn ·RobertThurner
VordereReihe:Dr.RoswithaBlind ·MaritaGröger
Dr.MariaHackl ·AnnetteSawade ·UdoLutz

DieStuttgarterGemeinderatsfraktion
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Gemeinderat,VerwaltungundPer-
sonalvertretung haben sich im

Oktoberdaraufgeeinigt,dieMüllabfuhr
nicht zu Privatisieren, sondern in städti-
scher Verantwortung zu belassen. Dies
ist ein Sieg der Vernunft.Mit dieser Ent-
scheidungwird bewiesen,dass kommu-
naleDaseinsvorsorgewirtschaftlichmög-
lich ist und zugleichordentlicheArbeits-
bedingen für die Beschäftigten gewähr-
leistet werden können. Sogar die Ge-
bührenwerdensinken.

DieSPD-Fraktion imStuttgarterRathaus
wehrt sich seit Jahren gegen die Ideolo-
gie der Marktradikalen aus CDU, FDP
und Freien Wählern, die gebetsmühlen-
haft behaupten, private Anbieter könn-
ten Leistungen für die Bürger stets gün-
stiger erbringen als die Stadt. Bei der
Müllabfuhr wird wieder einmal der Ge-
genbeweis erbracht.Sowohl füröffentli-

che, wie auch für private Unternehmen
gilt allerdings: Wer sich nicht erneuert
und nicht ständig Anstrengungen un-

ternimmt, sich weiter zu entwickeln,
wird untergehen. In der Vergangenheit
wurde manche kommunale Aufgabe
nur deshalb ausgelagert,weil den städ-
tischenDiensten imWettbewerbgegen
„Dumpingangebote“ keine Chance zur
Entwicklung gegeben wurde. Inzwi-
schenhat sichderWindgedreht.

Von der Verwaltung kann immer öfter
nachgewiesen werden, dass die städti-
schen Beschäftigten höhere Qualität
und günstige Kosten für die Bürger-
schaft in Einklang bringen können. Die
verhinderte Privatisierung der Stuttgar-
ter Müllabfuhr hat bereits Schule ge-
macht. Als Beispiel für verantwortliches
kommunalesHandelnhat sieEingangin
eine Studie des „Rats der Gemeinden in
Europa“ gefunden. Die SPD-Fraktion
fühlt sichbestätigtundgratuliert.

M.Kanzleiter

Die Stuttgarter Müllabfuhr
bleibt auch in Zukunft städtisch

In Stuttgart läuft
seit fast zwei Jah-
rendaswohlwelt-
weit größte Ne-
gativbeispiel im
Marketing eines
höchst sinnvollen
Großprojektes.
Wie konnte es
passieren, dass

vor zwei Jahren noch 60% der Bürger
das Projekt Stuttgart 21 befürworteten,
in diesem Herbst die Zustimmung aber
trotz unveränderter Faktenlage auf un-
ter40%abgesunkenist?

DieGegnerdesProjektshaben inhöchst
kreativer Weise immer neue Behaup-
tungen gestreut, welche meist ohne
großen Aufwand hätten widerlegt wer-
den können. Doch die Bahn blieb völlig
aufTauchstation. Ja sieweigert sichnun
sogar, den Gemeinderäten und der Öf-
fentlichkeit in der derzeitigen Debatte
umdenneuenHauptbahnhof Redeund
Antwort zu stehen. Diese Arroganz ist
für alle Demokraten zutiefst unerträg-
lich.DasLandmachtesnichtbesser.
Und was macht OB Schuster? Statt in
die Bresche zu springen und alle in der

Stadt vorhandene Kompetenz für die
positive Darstellung zu S21 einzusetzen,
spielt er in diskreten Zirkeln einen mit-
telmäßigen Alleinunterhalter mit dem
oben genannten Wirkungsgrad. Es ge-
lingt ihm weder das Herz der Bürger
nochderenVerstandanzusprechen.

Wie ist es möglich, dass die Gegner den
neuen, elegant in den Park eingebette-
ten Bahnhof zu einem „Riesenwall“
hochstilisieren können, wo doch der
heutige Schienenschrott als Parkzerstö-

rer über mehr als zwei Kilometer Länge
die Stadt (noch!) in zwei Teile teilt. Wo
sind die Visionen für ein neues Viertel
mit Büros,Wohnungen und voll mit Kul-
tur über die Bibliothek 21 hinaus? Es
muss bald gelingen,eine Stimmung des
Mitgestaltens aller an der Generatio-
nenaufgabe S21 zu erzeugen. Mit der
überwältigendenZustimmungdesBun-
destages imNovember undderwohl im
Januar folgenden Unterzeichnung der
nötigen Verträge ist der passende Zeit-
punktgekommen. R. Kußmaul

S21: Stiefkind von OB, DB und BW?

TonnenweiseArgumentegegeneinePrivatisierung

S21:Statt Bahngleisen–dieRenaissancedesParks
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Kinderarmut und
Stuttgart? Das
passt dank der
gezielten Maß-
nahmenderSPD-
Gemeinderats-
fraktion immer
weniger zusam-
men.
IndenHaushalts-

beratungen des vergangenen Jahres ha-
ben wir als SPD-Fraktion Maßnahmen
zurLinderungderKinderarmutzumzen-
tralenThemagemacht.

Immerhin ist auch in Stuttgart jedes
fünfte Kind von Armut betroffen. Daher
haben wir als Fraktion damals entschie-

den, ggf. der Finanzierung des Tunnels
unter der Kulturmeile nicht zuzustim-
men, wenn für die von uns beantragten
Maßnahmen zur Bekämpfung von Kin-
derarmutkeineZustimmungerfolgt.
Heute,einJahrspäter,könnensichdieer-
zielten Ergebnisse sehen lassen: Bereits
umgesetzt wurde das 1-Euro-Mittag-
essen in Betreuungseinrichtungen und
SchulenmitCafeterien.AucheinAusbau
von weiteren Schul-Cafeterien wird an-
gestrebt. Familien von Schulanfängern
werden rückwirkend für das laufende
Schuljahr unbürokratisch finanzielle Un-
terstützung für notwendige Anschaf-
fungenerhalten.
Ebenso bekommen die Betreuungsein-
richtungen und Schulen pro bonuscard-

berechtigtemKindeinegeldlicheUnter-
stützung,umsoeine regeTeilnahmeder
finanziell benachteiligten Kinder am
schulischen Gemeinschaftsleben zu ge-
währleisten.AuchdieEinkommensgren-
zen für die Berechtigung zur BonusCard
wurden parallel zu den Einzelmaßnah-
men erhöht, wodurch mehr Kinder aus
sogenannten Schwellenhaushalten von
einer Unterstützung profitieren können.
Die SPD-Fraktion kann folglich mit dem
vorliegenden Maßnahmekatalog zufrie-
den feststellen, dass sich der Einsatz ge-
lohnt hat.Wasbleibt, ist die Sorgeumso
genannte Ballungszentren der Armut.
Diese Regionen müssen künftig noch
stärker in den Blick genommen werden.

M.Gröger

Erfolgreicher Einsatz gegen Kinderarmut

Ein Jahr alt ist sie
jetzt, die „Stutt-
garter Bildungs-
partnerschaft“,
mit der die bei-
den maßgebli-
chen Sozialisati-
onssysteme – Bil-
dung einerseits
und Betreuung

andererseits – miteinander in der Lan-
deshauptstadt verzahnt werden sollen.
Maßgeschneiderte Modelle aus einem
Guss und unter Einbeziehung aller Be-
teiligten sollenentstehen,umChancen-
gleichheit für alle Kinder und Jugendli-
chen zu erreichen und so optimale Bil-
dungsbiographien zu ermöglichen.Nun
stellt sich die Frage: Sind wir auf einem
gutenWeg?

Mit millionenschwerem Aufwand des
städtischen Haushalts wurde ein neues
Kompetenzzentrum eingerichtet. Päd-
agogische Verbünde werden gebildet,
um die Zusammenarbeit zwischen Kin-
dertagesstätten und Schulen zu verbes-
sern. Ein Qualitätsentwicklungsfonds
wurde beschlossen, um Schulentwick-
lungsprozesse an Grundschulen zu un-
terstützen.Soweit,sogut.
Doch leider schlägt immer mehr das zu
Buche, was ich „das dreifache Zustän-
digkeitswirrwarr“ nennen möchte: Zum

einen die tradierte Aufteilung der Sy-
stemezwischenJugendhilfeundSchule,
zumzweitendieeingefahrenenKompe-
tenzen zwischen Stadt und Land und
zumdrittendie inStuttgart vorhandene
Verteilung der betreffenden Zuständig-
keiten auf zwei Bürgermeisterreferate.
So bestimmen Reibungsverluste, Ab-
grenzungsreflexe und zum Teil absurde
Machtspielchen die Rathaus-Diskussio-
nen – und nicht das Ringen um die bes-
seren Konzepte und Maßnahmen. Das
muss im Dienste der Sache aufhören!

Waswirbrauchen,ist derWille zuechter
Zusammenarbeit; der Wille, sich in die-
ser Partnerschaft aufGemeinsamkeiten
und nicht auf Gemeinheiten unterein-
ander zu fokussieren. Keine Frage: Wir
brauchenden fachlichenDiskursumdie
besseren Konzepte – aber nicht den
Streit umseigeneGärtchen.Nursokann
aus dem Stuttgarter Weg noch ein bil-
dungspolitischer Königsweg für die Kin-
der und Jugendlichen der Landeshaupt-
stadt werden. Ansonsten wird er ein
Rohrkrepierer. A. Reißig

Stuttgarter Bildungspartnerschaft
Königsweg oder Rohrkrepierer?

MaritaGröger
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Die Stuttgarter Bildungspartnerschaft.Bereits auf demKönigsweg?
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1. HaltenSiedieEnergie-undWasserversorgungfüreineöffentlicheAufgabe?
Ja Nein weiß nicht

2.SindSiedafür,dassdieEnergie-undWasserversorgungwiedervonderStadtübernommenwird?
Ja Nein weiß nicht

3. SollenfürdenRückerwerbRücklagenderStadteingesetztwerden?
Ja Nein weiß nicht

Gernesendenwir Ihnenweiteres InformationsmaterialperE-Mail zu.
Ja, ich möchte Informationsmaterial. Nein, ich möchte kein Informationsmaterial.

E-Mail Adresse bitte eintragen

Die Energie- undWasserversorgung der Stadt Stuttgart wurden 2002 verkauft und der Erlös in
Wertpapiere angelegt. Inzwischen strebt die EU eine weitere Liberalisierung an, die zu einer Ver-
teuerungvonStrom,GasundWasser führenkann.

DasUmfrageergebniswirdEndeJanuar09aufder Internetseitewww.spd-fraktion-stuttgart.deveröffentlicht.

Ihre Meinung interessiert uns...

Antwort

SPD-Gemeinderatsfraktion
Stuttgart · Geschäftsstelle
Marktplatz 1

70173 Stuttgart

Porto
zahlt

Empfänger

Absender

Name

Vorname

Straße

PLZ / Ort

Telefon

Email

LiebeLeserin,lieberLeser,
gerne würden wir von Ihnen erfahren,wie Sie zurWas-
ser-undEnergieversorgungder Stadt Stuttgart stehen.
Deshalb bitten wir Sie sehr herzlich, sich einige Minu-
tenZeit zunehmenundunsdienachfolgendenFragen
zubeantworten.


